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Wichtige Neuerungen zum Jahresbeginn
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Der Jahresbeginn 2026 bringt wieder eine Fülle an gesetzli-
chen Änderungen. Im Folgenden finden Sie eine Übersicht von 
ausgewählten gesetzlichen Anpassungen.

Einkommensteuertarif

Auch im Jahr 2026 wird durch die Abschaffung der „kalten Pro-
gression“ die durch die Inflation hervorgerufene Mehrbelas-
tung über die Einkommensteuer abgegolten. Dabei werden die 
für die Berechnung der Einkommensteuer wesentlichen Tarif-
elemente und Absetzbeträge automatisch im Ausmaß von 
zwei Dritteln der Inflationsrate angepasst. Eine Anpassung des 
verbleibenden Drittels wird aktuell aufgrund der Budgetsanie-
rung ausgesetzt. Der Spitzensteuersatz von 55 % ist von der 
Inflationsanpassung ausgenommen. Daraus ergibt sich für 
2026 nachfolgende Praktikerformel zur Berechnung der Ein-
kommensteuer lt. Tarif (ohne Absetzbeträge):

Sachbezugszinssatz für Arbeitgeberdarlehen

Wird einer Arbeitnehmerin bzw. einem Arbeitnehmer von  sei-
ner Arbeitgeberin bzw. seinem Arbeitgeber ein Darlehen oder 
ein Gehaltsvorschuss gewährt, ist dafür bis zu einem Darle-
hensbetrag von € 7.300,00 (Freibetrag) kein Sachbezug anzu-
setzen. 

Wird dieser Betrag überschritten, ist der Sachbezug nur vom 
übersteigenden Betrag zu ermitteln. Das Bundesministerium 
für Finanzen (BMF) hat den Sachbezugszinssatz für Arbeit-
geberdarlehen und Gehaltsvorschüsse für 2026 mit 3 % fest-
gelegt.

Geringfügigkeitsgrenze bleibt unverändert

Für das Jahr 2026 wird die Anpassung der Geringfügigkeits-
grenze nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
(ASVG) ausgesetzt. Die monatliche Geringfügigkeitsgrenze 
bleibt damit wie im Jahr 2025 bei € 551,10.

Pendlereuro wird angehoben

Ab 1.1.2026 wird der Pendlereuro von bisher € 2,00 auf  
€  6,00 pro Kilometer (einfache Fahrtstrecke Wohnort – 
Arbeitsstätte) angehoben. 

Damit bereits eine Berücksichtigung im Rahmen der laufenden 
Lohnabrechnung erfolgen kann, ist ein gültiger Ausdruck des 
Pendlerrechners (Formular L34 EDV) dem Arbeitgeber vor-
zulegen.

Kündigungsfristen:  
Ende des Saisonprivilegs ab 1.1.2026   

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 3

Einkommen in € Praktikerformel
Grenz-
steuer- 

satz

bis 13.539 0,00 0 %

über 13.539 – 21.992 (Einkommen – 13.539) x 0,2 20 %

über 21.992 – 36.458 (Einkommen – 21.992) x 0,3 + 1.690,60 30 %

über 36.458 – 70.365 (Einkommen – 36.458) x 0,4 + 6.030,40 40 %

über 70.365 – 104.859 (Einkommen – 70.365) x 0,48 + 19.593,20 48 %

über 104.859 – 1 Mio. (Einkommen – 104.859) x 0,5 + 36.150,32 50 %

über 1 Mio. (Einkommen – 1 Mio.) x 0,55 + 483.720,82 55 %
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BMF-Information zur gespaltenen Gewinnverwendung 
im engeren Sinn
Üblicherweise erfolgen Gewinnaus-
schüttungen von Kapitalgesellschaf-
ten entsprechend dem Beteiligungs-
verhältnis der Gesellschafterinnen und 
Gesellschafter. Unter einer sogenann-
ten gespaltenen Gewinnverwendung 
im engeren Sinn versteht man hingegen 
eine Konstellation, bei welcher Gewinne 
nur an bestimmte Gesellschafter ausge-
schüttet werden, während den ande-
ren Gesellschaftern ein entsprechen-
des Gewinnvorrecht für kommende 
Jahre eingeräumt wird. Anders als bei 
der „typischen“ alinearen Gewinnaus-
schüttung erfolgt die rechnerische Auf-
teilung des Gewinns bei der gespaltenen 
Gewinnverwendung im engeren Sinn 
nicht abweichend von den Stammein-
lagen, sondern lediglich die Auszahlung 
des Gewinns wird zeitlich versetzt vor-
genommen. Unklar war bis dato, wel-
che Voraussetzungen an die steuerli-
che Anerkennung derartiger gespalte-
nen Gewinnverwendungen im engeren 
Sinn zu stellen sind.

BMF-Information vom 14.5.2025 zur 
steuerlichen Anerkennung

Nach Ansicht des Bundesministeriums 
für Finanzen (BMF) sind gespaltene 
Gewinnverwendungen im engeren Sinn 
steuerlich anzuerkennen, wenn deren 
Vornahme gesellschaftsvertraglich 
gedeckt und wirtschaftlich begründet 
ist. Von einer wirtschaftlichen Begrün-
dung kann insbesondere ausgegangen 
werden, wenn jenen Gesellschaftern, 
an die im jeweiligen Jahr keine Gewinne 
ausgeschüttet werden, entsprechende 
Gewinnvorrechte in den Folgejahren 
eingeräumt werden und die Thesaurie-
rung der Gewinne aus in der Sphäre der 
ausschüttenden Gesellschaft liegenden 
Gründen nachvollziehbar ist (z. B. auf-
grund von Liquiditätserfordernissen im 
Hinblick auf künftige Investitionen). 
Eine Einarbeitung dieser Information ist 
im Rahmen der nächsten Körperschaft-
steuer-Richtlinienwartung geplant. 
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Verpflichtende Angabe der Normal-
arbeitszeit im Zuge der Anmeldung

Wird Personal im Unternehmen aufge-
nommen, so ist dieses durch den Arbeit-
geber vor Arbeitsantritt bei der Öster-
reichischen Gesundheitskasse (ÖGK) 
anzumelden. Ab 1.1.2026 ist im Zuge 
der Anmeldung auch verpflichtend das 
Ausmaß der vereinbarten wöchentli-
chen Normalarbeitszeit anzugeben. 

Neue Kündigungsregelungen für freie 
Dienstnehmer

Mit 1.1.2026 sind neue Kündigungs-
fristen für freie Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmer in Kraft getreten. 
Im ABGB (Allgemeines bürgerliches 
Gesetzbuch) wurde verankert, dass 
auch ein freies Dienstverhältnis von bei-

den Parteien nur mehr unter Einhaltung 
einer Mindestkündigungsfrist von vier 
Wochen und nur zum 15. oder Letz-
ten des Kalendermonats gelöst werden 
kann. 

Nach Vollendung des zweiten Dienst-
jahres erhöht sich die Frist auf sechs 
Wochen. Außerdem kann der erste 
Monat des freien Dienstverhältnisses 
als Probezeit vereinbart werden. Abwei-
chende vereinbarte Bestimmungen in 
zum 1.1.2026 bereits laufenden Verein-
barungen bleiben jedoch aufrecht.

Dies gilt ausschließlich für nach § 4 Abs. 
4 ASVG versicherte arbeitnehmerähnli-
che freie Dienstnehmer. Neue Selbstän-
dige und Gewerbetreibende bleiben von 
der Neuregelung hingegen unberührt.

Ausweitung der Schwerarbeits- 
verordnung auf Pflegeberufe

Ab 2026 gelten alle Bereiche der Pflege 
und Betreuung als besonders belastende 
Tätigkeiten. Dadurch werden alle Perso-
nen, welche eine Ausbildung nach dem 
Gesundheits- und Krankenpflegege-
setz (GuKG) absolviert haben – Pflege-
assistenz, Pflegefachassistenz und dip-
lomierte Gesundheits- und Kranken-
pfleger – in den Anwendungsbereich 
der Schwerarbeitsverordnung aufge-
nommen. Voraussetzung dafür ist, dass 
eine Pflegetätigkeit zu mehr als 50  % 
in direktem Kontakt mit zu betreuen-
den Personen erfolgt. Ein Monat gilt als 
Schwerarbeitsmonat, wenn die Pflege-
tätigkeit an mindestens 15 Tagen bzw. 
an 12 Schichttagen in diesem Monat 
ausgeübt wurde. 

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Kündigungsfristen: Ende des Saisonprivilegs ab 1.1.2026
Im Oktober 2025 wurde eine Änderung 
der Kündigungsbestimmungen im All-
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuch 
(ABGB) im Nationalrat beschlossen, 
welche auch ein Ende des Saisonprivi-
legs ab 1.1.2026 mit sich bringt. 

Angleichung der Kündigungsfristen

Bereits seit dem Jahr 2021 gelten sowohl 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer als auch Angestellte weitestgehend 
einheitliche Kündigungsfristen. 

Eine Ausnahme bestand nur für über-
wiegende Saisonbranchen, wo die Mög-
lichkeit bestand, abweichende Kündi-
gungsfristen zu vereinbaren. 

Problematisch war diese Regelung 
dahingehend, dass gesetzlich nicht klar 
definiert war, welche Branchen über-
haupt als „überwiegende Saisonbran-
chen“ gelten, wodurch in der Praxis ein 
hohes Maß an Unsicherheit gegeben 
war. 

Zudem hat auch der Oberste Gerichts-

hof klargestellt, dass es nicht ausrei-
chend ist, wenn sich die Kollektivver-
tragspartner einfach einig sind, eine 
Branche als Saisonbranche zu definie-
ren. Um dieser Unsicherheit entgegen-
zuwirken, ist mit 1.1.2026 die Abschaf-
fung des Saisonprivilegs in Kraft getre-
ten, womit die allgemeinen Kündigungs-
fristen nunmehr für alle Branchen (auch 
für Saisonbranchen) gelten. Diese betra-
gen je nach Betriebszugehörigkeit zwi-
schen 1 bis 5 Monaten und können auf 
maximal 6 Monate verlängert werden.

Abweichende KV-Regelungen

Abweichende kollektivvertragliche Kün-
digungsregelungen sind nur mehr gül-
tig, wenn sie bereits zwischen 1.1.2018 
und 1.2.2025 in den KV aufgenom-
men und kundgemacht wurden. Solche 
bestehenden KV-Regeln dürfen nicht 
verschlechtert werden und müssen min-
destens eine Woche Kündigungsfrist 
vorsehen; nachträgliche Ausweitungen 
auf neue Bereiche sind ausgeschlossen. 

Als Branche, welche unter anderem von 
den bestehenden Regelungen weiterhin 
Gebrauch machen kann, gilt beispiels-
weise das Baugewerbe. 

Die finale Gesetzwerdung dieser Ände-
rung war bei Redaktionsschluss noch 
abzuwarten. 

Eine Geschäftsführerin bzw. ein 
Geschäftsführer einer GmbH hat als 
gesetzlicher Vertreter sicherzustel-
len, dass die von ihr bzw. ihm vertre-
tene Gesellschaft alle abgabenrechtli-
chen Pflichten korrekt erfüllt. Zu die-
sen auferlegten Pflichten zählen nicht 
nur die Verpflichtung zur Abgaben-
entrichtung, sondern auch die Erfül-
lung von Offenlegungs-, Wahrheits-, 
Buchführungs- und Erklärungspflich-
ten im Interesse der Abgabenfest-
setzung. Kann die vertretene Gesell-
schaft eine Abgabe nicht bedienen, so 
kann der Geschäftsführer im Rahmen 
der Vertreterhaftung für diese haftbar 
gemacht werden, wenn

 • eine Pflichtverletzung des Geschäfts-
führers vorliegt,

 • diese Pflichtverletzung zu einem Ab- 
gabenausfall geführt hat (Kausalität), 

 • der Geschäftsführer schuldhaft 
gehandelt hat (Vorsatz oder Fahr-
lässigkeit).

Strittig ist mitunter die Frage, ob die 
Vertreterhaftung auch dann noch 
schlagend werden kann, wenn die 
Festsetzung der Abgabe erst nach 
dem Ausscheiden des Geschäftsfüh-
rers erfolgt.

RECHTSANSICHT DES  
VERWALTUNGSGERICHTSHOFS

Der maßgebliche Zeitraum, für wel-
chen die Vertreterhaftung schlagend 
werden kann, ist der Zeitraum des 

Bestehens der Vertreterfunktion. Die-
ser Zeitraum beginnt mit der Bestel-
lung des Geschäftsführers und endet 
mit dessen Abberufung. 

Erfolgt eine Verletzung abgaben- 
rechtlicher Pflichten durch den 
Geschäftsführer während seiner Funk-
tionsperiode, so kann der Geschäfts-
führer unter den oben angeführten 
Umständen für diese zur Haftung her-
angezogen werden. 

Dies gilt auch für nach dem Aus- 
scheiden eines Geschäftsführers fest-
gesetzte Abgaben, soweit diese je-
doch auf seine aktive Funktions- 
periode entfallen.

VwGH 2.9.2025, Ro 2022/13/0007 

HAFTET EIN GMBH-GESCHÄFTSFÜHRER AUCH NACH SEINEM AUSSCHEIDEN 
FÜR ABGABENSCHULDEN WEITER?
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BMF-Information zur gespaltenen Gewinnverwendung 
im engeren Sinn
Üblicherweise erfolgen Gewinnaus-
schüttungen von Kapitalgesellschaf-
ten entsprechend dem Beteiligungs-
verhältnis der Gesellschafterinnen und 
Gesellschafter. Unter einer sogenann-
ten gespaltenen Gewinnverwendung 
im engeren Sinn versteht man hingegen 
eine Konstellation, bei welcher Gewinne 
nur an bestimmte Gesellschafter ausge-
schüttet werden, während den ande-
ren Gesellschaftern ein entsprechen-
des Gewinnvorrecht für kommende 
Jahre eingeräumt wird. Anders als bei 
der „typischen“ alinearen Gewinnaus-
schüttung erfolgt die rechnerische Auf-
teilung des Gewinns bei der gespaltenen 
Gewinnverwendung im engeren Sinn 
nicht abweichend von den Stammein-
lagen, sondern lediglich die Auszahlung 
des Gewinns wird zeitlich versetzt vor-
genommen. Unklar war bis dato, wel-
che Voraussetzungen an die steuerli-
che Anerkennung derartiger gespalte-
nen Gewinnverwendungen im engeren 
Sinn zu stellen sind.

BMF-Information vom 14.5.2025 zur 
steuerlichen Anerkennung

Nach Ansicht des Bundesministeriums 
für Finanzen (BMF) sind gespaltene 
Gewinnverwendungen im engeren Sinn 
steuerlich anzuerkennen, wenn deren 
Vornahme gesellschaftsvertraglich 
gedeckt und wirtschaftlich begründet 
ist. Von einer wirtschaftlichen Begrün-
dung kann insbesondere ausgegangen 
werden, wenn jenen Gesellschaftern, 
an die im jeweiligen Jahr keine Gewinne 
ausgeschüttet werden, entsprechende 
Gewinnvorrechte in den Folgejahren 
eingeräumt werden und die Thesaurie-
rung der Gewinne aus in der Sphäre der 
ausschüttenden Gesellschaft liegenden 
Gründen nachvollziehbar ist (z. B. auf-
grund von Liquiditätserfordernissen im 
Hinblick auf künftige Investitionen). 
Eine Einarbeitung dieser Information ist 
im Rahmen der nächsten Körperschaft-
steuer-Richtlinienwartung geplant. 

>> Fortsetzung | Wichtige Neuerungen zu Jahresbeginn

© Tatjana Balzer  – stock.adobe.com 

© Coloures-Pic  – stock.adobe.com

Verpflichtende Angabe der Normal-
arbeitszeit im Zuge der Anmeldung

Wird Personal im Unternehmen aufge-
nommen, so ist dieses durch den Arbeit-
geber vor Arbeitsantritt bei der Öster-
reichischen Gesundheitskasse (ÖGK) 
anzumelden. Ab 1.1.2026 ist im Zuge 
der Anmeldung auch verpflichtend das 
Ausmaß der vereinbarten wöchentli-
chen Normalarbeitszeit anzugeben. 

Neue Kündigungsregelungen für freie 
Dienstnehmer

Mit 1.1.2026 sind neue Kündigungs-
fristen für freie Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmer in Kraft getreten. 
Im ABGB (Allgemeines bürgerliches 
Gesetzbuch) wurde verankert, dass 
auch ein freies Dienstverhältnis von bei-

den Parteien nur mehr unter Einhaltung 
einer Mindestkündigungsfrist von vier 
Wochen und nur zum 15. oder Letz-
ten des Kalendermonats gelöst werden 
kann. 

Nach Vollendung des zweiten Dienst-
jahres erhöht sich die Frist auf sechs 
Wochen. Außerdem kann der erste 
Monat des freien Dienstverhältnisses 
als Probezeit vereinbart werden. Abwei-
chende vereinbarte Bestimmungen in 
zum 1.1.2026 bereits laufenden Verein-
barungen bleiben jedoch aufrecht.

Dies gilt ausschließlich für nach § 4 Abs. 
4 ASVG versicherte arbeitnehmerähnli-
che freie Dienstnehmer. Neue Selbstän-
dige und Gewerbetreibende bleiben von 
der Neuregelung hingegen unberührt.

Ausweitung der Schwerarbeits- 
verordnung auf Pflegeberufe

Ab 2026 gelten alle Bereiche der Pflege 
und Betreuung als besonders belastende 
Tätigkeiten. Dadurch werden alle Perso-
nen, welche eine Ausbildung nach dem 
Gesundheits- und Krankenpflegege-
setz (GuKG) absolviert haben – Pflege-
assistenz, Pflegefachassistenz und dip-
lomierte Gesundheits- und Kranken-
pfleger – in den Anwendungsbereich 
der Schwerarbeitsverordnung aufge-
nommen. Voraussetzung dafür ist, dass 
eine Pflegetätigkeit zu mehr als 50  % 
in direktem Kontakt mit zu betreuen-
den Personen erfolgt. Ein Monat gilt als 
Schwerarbeitsmonat, wenn die Pflege-
tätigkeit an mindestens 15 Tagen bzw. 
an 12 Schichttagen in diesem Monat 
ausgeübt wurde. 

www.schmollmueller-partner.at
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Um den Sozial- und Abgabenbetrug in der Baubrache 
einzuschränken, kann im Falle der Erbringung von Bau-
leistungen ein auftraggebendes Unternehmen zur Haf-
tung für nicht abgeführte lohnabhängige Abgaben und 
Sozialversicherungsbeiträge und -umlagen seines Auf-
tragnehmers herangezogen werden. Das generelle Aus-
maß dieser als „Auftraggeberhaftung“ bezeichneten Haf-
tungsinanspruchnahme des Auftraggebers beträgt 5 % 
des geleisteten Werklohns für lohnabhängige Abgaben 
und weitere 20 % des geleisteten Werklohns für Sozial-
versicherungsbeiträge und -umlagen. Damit die Haf-
tung schlagend werden kann, bedarf es der Erbringung 
von Bauleistungen im Sinne der umsatzsteuerrechtli-
chen Begriffsdefinition, welche neben der Herstellung, 
Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung und Beseiti-
gung von Bauwerken auch die Überlassung von Arbeits-
kräften umfasst, sofern die überlassenen Arbeitskräfte 
Bauleistungen erbringen. Erfolgt die Leistungserbrin-
gung in Form einer Arbeitskräfteüberlassung, so sollen 
ab 1.1.2026 nachfolgende erhöhte Haftungssätze gelten:
 • 8 % des geleisteten Werklohns für lohnabhängige 
Abgaben und

 • 32 % des geleisteten Werklohns für Sozialversiche-
rungsbeiträge und -umlagen 

Die Haftung kann auch hier analog zur bisherigen Rege-
lung nur entfallen, wenn entweder das beauftragte 
Unternehmen in der HFU-Liste geführt wird oder das 
auftraggebende Unternehmen die Haftungsbeträge an 
das Dienstleistungszentrum bei der Österreichischen 
Gesundheitskasse abführt.

Die finale Gesetzwerdung war bei Redaktionsschluss 
noch abzuwarten. 

GEPLANTE VERSCHÄRFUNGEN BEI DER 
AUFTRAGGEBERHAFTUNG AB 1.1.2026

Stand: 30.11.2025

Mehrfachsachbezug bei der  
Nutzung mehrerer Firmenautos?

STEUERTERMINE  |  JÄNNER 2026

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Besteht für eine Arbeitnehmerin bzw. einen Arbeitnehmer die 
Möglichkeit, ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug für nicht 
beruflich veranlasste Fahrten einschließlich Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätten zu benützen, so ist hierfür ein 
Sachbezug anzusetzen. Nutzt ein Arbeitnehmer jedoch nicht 
nur ein Fahrzeug, sondern mehrere Fahrzeuge (z. B. aus einem 
Fahrzeugpool) auch für Privatfahrten, so stellt sich diesbe-
züglich die Frage, ob hierfür für jedes Fahrzeug ein eigener 
„gesonderter“ Sachbezug anzusetzen ist.

Ansicht des Finanzamts in einem aktuellen Fall

In einem aktuellen Fall vertrat das Finanzamt die Auffas-
sung, dass für jedes auch privat genutztes Firmenfahrzeug ein 
gesonderter Sachbezug anzusetzen ist. Eine Reduktion auf 
den halben Sachbezugswert wurde seitens des Finanzamts 
abgelehnt, weil im vorliegenden Fall keine Nachweise vorla-
gen, dass eine Privatnutzung der einzelnen Fahrzeuge weni-
ger als 500  km pro Monat bzw. 6.000 km pro Jahr betrug. 
Auch das Bundesfinanzgericht (BFG) bestätigte im Verfahren 
(BFG vom 6.10.2025 RV/7106417/2016) die Auffassung des 
Finanzamts in allen Punkten und unterstrich, dass für jedes 
Fahrzeug, welches einem Arbeitnehmer zur Privatnutzung zur 
Verfügung steht, ein gesonderter Sachbezug anzusetzen ist. 
Aufgrund der Bedeutung des Falls für die laufende Lohnver-
rechnungspraxis ließ das BFG die ordentliche Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu, dessen Entscheidung dazu aller-
dings noch offen ist.

Auswirkungen für die Praxis

Erlaubt ein Unternehmen einem Arbeitnehmer die Nutzung 
mehrerer Firmenfahrzeuge für private Zwecke, so sollte 
beachtet werden, dass dies mitunter dazu führen kann, dass 
für jedes Fahrzeug ein gesonderter Sachbezug anzusetzen ist. 
Um dies zu vermeiden, sollte die Privatnutzung stets auf ein 
Fahrzeug eingeschränkt werden und zudem ein lückenloses 
Fahrtenbuch geführt werden.  

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Nov. 2025 bei Drucklegung noch nicht veröffentlicht

Oktober 2025 4,0 129,0 139,6

Sept. 2025 4,0 128,5 139,0
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USt, NoVA, WerbeAbg  für November 
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